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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der FDP „Gesetz zum Bürokratieabbau 
durch Errichtung eines nordrhein-westfälischen Normenkontrollrats und durch Stärkung 
der Clearingstelle Mittelstand“ (Drs. 18/18000) im Rahmen der mündlichen Anhörung im 
Hauptausschuss sowie im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 
2. Juli 2026  
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident Kuper, 
 
ich danke sehr herzlich, im Rahmen der Anhörung mündlich wie schriftlich Stellung zu dem o.g. 
Gesetzentwurf nehmen zu dürfen. Als Dachorganisation des nordrhein-westfälischen Handwerks 
vertritt HANDWERK.NRW rund 200.000 Betriebe des Handwerks und des handwerksnahen Mittel-
standes mit etwa 1,3 Mio. Erwerbstätigen, deren Organisationen und nahestehende Einrichtungen. 
HANDWERK.NRW ist – seitens des Handwerks zusammen mit dem Westdeutschen Handwerks-
kammertag – zudem gemäß Mittelstandsförderungsgesetz Beteiligter des Mittelstandsbeirats und 
der Clearingstelle Mittelstand und insofern unmittelbar durch den Gesetzentwurf betroffen.  
 
 

I. Allgemeines 
 
Bürokratische Belastungen sind seit langem ein ernstzunehmendes Hemmnis für die wirtschaftli-
che Entwicklung im Handwerk. Dies wurde auch wiederholt in Stellungnahmen von HAND-
WERK.NRW gegenüber dem Landtag thematisiert.1 Die Erfahrung zeigt, dass punktuelle Maßnah-
men zum Bürokratieabbau wenig erfolgreich sind und dass systematische und ganzheitliche An-
sätze zur Bürokratievermeidung, zur Staatsmodernisierung und zur Staatsreform erforderlich 
sind.  Eine diesbezügliche Beschlussfassung zu Fragen von Staatsmodernisierung und Staatsre-
form hat HANDWERK.NRW im Mai 2026 vorgelegt.2  
 
Dazu gehört, dass bei der Gesetzgebung der Vollzug von Beginn an mitgedacht wird und im Rah-
men von Praxischecks eine sorgfältige und realistische Abschätzung von Bürokratielasten erfolgt. 
Ebenso ist stärker als bei der bisherigen, zumeist inputgetriebenen Gesetzgebung darauf zu ach-
ten, dass ex-post-Evaluationen den tatsächlichen Bürokratieaufwand erfassen. Aktuelle 

 
1 https://www.handwerk.nrw/themen/stellungnahmen/buerokratieabbau-212024  
2 https://www.handwerk.nrw/themen/positionen/beschluss-des-vorstandes-vom-5052026#c2287  



 

2 

Gesetzgebung des Landtags, so zum kommunalen Vergaberecht oder – derzeit in Beratung befind-
lich - zum Tarifentgeltsicherungsgesetz, zeigt auf, dass es einer systematischen Überprüfung von 
Vollzugsfolgen bedarf, um den Aufwuchs von Bürokratie und Regulierungslasten einzudämmen. 
Gerade das Vergaberecht zeigt, welche Unsicherheiten und Belastungen sich für Unternehmen er-
geben, wenn in einem Rechtsgebiet unterschiedlich vorgegangen wird. Ein vollständiger Abbau des 
Rechtsrahmens für das kommunale Vergaberechts auf der einen Seite und ein deutlicher Ausbau 
von Vorgaben für das Vergaberecht des Landes auf der anderen Seite stellen Unternehmen vor 
erhebliche Herausforderungen, die nur bei einer ganzheitlichen Betrachtung der Normen deutlich 
werden.  
 
Vor diesem Hintergrund begrüßt HANDWERK.NRW ausdrücklich, dass mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf eine Gelegenheit geboten wird, die institutionellen Rahmenbedingungen und Gover-
nance-Strukturen des Bürokratieabbaus in Nordrhein-Westfalen zusammenhängend zu diskutie-
ren. Aus Sicht des nordrhein-westfälischen Handwerks sind folgende Punkte von grundsätzlicher 
Bedeutung: 
 

1. Priorität muss sein, die Clearingstelle Mittelstand zu stärken. 
 
Wie zuletzt bei der Vorstellung des Tätigkeitsberichts3 der Clearingstelle Mittelstands im Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie dargestellt wurde,4 werden die Potentiale der 
Clearingstelle Mittelstand für Bürokratievermeidung und Bürokratieabbau derzeit nur unzuläng-
lich genutzt. Die Zahl der auf Landesrecht bezogenen Verfahren ist gering (vier im Jahre 2025), nicht 
immer und nicht immer frühzeitig wird die Clearingstelle im Sinne des Mittelstandsförderungsge-
setzes von der Landesregierung einbezogen, und vor allem kann sie nach wie vor nur auf Bitte der 
Landesregierung tätig werden. Eine Möglichkeit, sich aus eigenem Ermessen mit Bestandsnormen 
zu befassen und Vorschläge im Sinne eines Impulsrechts zu unterbreiten, hat sie nicht. Die Ankün-
digung aus dem aktuellen Koalitionsvertrag, die Clearingstelle zu stärken, ist bisher nicht umge-
setzt worden. Dabei hat die Clearingstelle Mittelstand in den letzten Jahren mit dem neuen Instru-
ment der Werkstattgespräche gezeigt, wie sie auch Wirkungszusammenhänge verschiedener Nor-
men erfassen kann. Sie ist die einzige Institution im Lande, die inzwischen deutliche Erfahrungen 
in der Handhabung von Praxischecks gesammelt hat. Sie zu stärken hat aus Sicht von HAND-
WERK.NRW klare Priorität.  
 

2. Ein möglicher Normenkontrollrat darf die Clearingstelle Mittelstand nicht überlagern. 
 
Wenn man sich der Überlegung nähert, zusätzlich einen Normenkontrollrat einzuführen, ist aus 
Sicht der Beteiligten der Clearingstelle Mittelstand sicherzustellen, dass es nicht zu einer Überla-
gerung mit der Clearingstelle kommt und diese an Relevanz verliert. Dies gilt insbesondere für alle 
wirtschaftsrelevanten Fragestellungen, denn nur bei der Clearingstelle Mittelstand ist sicherge-
stellt, dass alle relevante Wirtschaftsverbände eingebunden sind und ihre Expertise einbringen 
können. Es ist daher konsequent, dass der vorliegende Gesetzentwurf sich auch mit der Frage der 
verbindlichen Einbindung der Clearingstelle Mittelstand in Aktivitäten eines möglichen 

 
3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-4971.pdf. 
4 https://www.landtag.nrw.de/home/mediathek/video.html?kid=cae3ff75-9304-410d-bfef-4354d6f1f789  
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Normenkontrollrats befasst. Klärungsbedürftig ist darüber hinaus das Verhältnis zum Landesrech-
nungshof.  
 

3. Eine Bündelung der Kompetenzen zu Bürokratieabbau und Staatsmodernisierung innerhalb der 
Landesregierung ist geboten. 

 
Der vorliegende Gesetzentwurf setzt bei der zutreffenden Beobachtung an, dass derzeit innerhalb 
der Landesregierung unterschiedliche Handlungsstränge zu Bürokratieabbau und Staatsmoderni-
sierung verfolgt werden. Hier wäre zu prüfen, wie eine bessere Bündelung und Steuerung der Ak-
tivitäten erfolgen können, sei es in der Staatskanzlei, sei es nach dem Vorbild des Bundes in einem 
starken Ressort, das über relevante Initiativ- und Vetorechte verfügt. Die sogenannte „Entlastungs-
allianz“ in Baden-Württemberg ist diesem Gedanken gefolgt und hat den vollständigen Prozess 
zentral über die Staatskanzlei gesteuert. Normative Ergebnisse dieses Prozesses sind beispiels-
weise auch das sog. Regelbefreiungsgesetz in Baden-Württemberg, das in sehr ähnlicher Form 
auch in NRW umgesetzt werden soll. Der Trend bei den letzten Regierungsbildungen in anderen 
Bundesländern (Ministerium der Finanzen [mit neuen Zuständigkeiten für Digitalisierung und 
Staatsmodernisierung] in Rheinland-Pfalz, Ministerium „des Inneren, für Digitalisierung und Eu-
ropa“ in Baden-Württemberg) weist in eine solche Richtung. Aus einer solchen regierungsorgani-
satorischen Grundentscheidung ergeben sich dann auch neue Möglichkeiten der Prozessbünde-
lung und zur effizienten und umfassenden Einbindung der jeweiligen Normadressaten.  

 
4. Bei Umsetzung des Entlastungspakets vom Mai 2026 stellen sich neue institutionelle Fragen, ins-

besondere im Hinblick darauf, wie eine Einbindung der Normadressaten bei der Überprüfung 
von Berichtspflichten und von kommunalen Experimentierräumen künftig sichergestellt wird. 

 
Das von der Landesregierung im Mai 2026 vorgelegte Entlastungspaket verspricht weitreichende 
Änderungen, die auch neue Fragen zur Einbindung betroffener Normadressaten aufwerfen. Das 
gilt insbesondere für die in Aussicht gestellte Möglichkeit, künftig eine Beweislastumkehr bei Be-
richtspflichten und kommunale Experimentierräume für Verzicht auf landesrechtliche Regelungen 
einzuführen. Die Frage, ob Berichtspflichten beibehalten oder wieder eingeführt werden, wird 
künftig eine große praktische Bedeutung erlangen, ebenso gilt dies für die Frage, auf welchem 
Wege künftig die Überprüfung von kommunalen Experimentierklauseln erfolgen soll. Hier geht es 
ja nicht nur um reine Bürokratielasten, sondern möglicherweise auch um materiellrechtliche Re-
gelungen von erheblicher Relevanz für die Wirtschaft. Eine institutionelle Einbindung der betroffe-
nen Normadressaten, z.B. über die Clearingstelle Mittelstand, scheint dabei in jeden Fall geboten.  
 
 

II. Zum Gesetzentwurf im Einzelnen 
 
Artikel 1 Gesetz zur Einsetzung eines nordrhein-westfälischen Normenkontrollrats 
 
§ 1 Einsetzung eines Normenkontrollrats 
 
Gemäß § 1 Abs. II soll ein Normenkontrollrat Landesregierung und Landtag unterstützen. Im Fol-
genden finden sich jedoch nur Darstellungen zum Zusammenwirken von Landesregierung und 
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Normenkontrollrat. Hier wäre zu überlegen, ob auch der Landtag an den Normenkontrollrat her-
antreten können sollte, z.B. zu Bestandsnormen analog zu § 4 Abs. V. 
 
Gemäß § 1 Abs. III soll ein Normenkontrollrat „insbesondere die Darstellung des Erfüllungsaufwan-
des neuer Regelungen auf ihre Nachvollziehbarkeit und Methodengerechtigkeit“ überprüfen. Da-
mit würde sich die Prüftätigkeit von derjenigen der Clearingstelle Mittelstand unterscheiden, die 
z.B. auch Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation prüfen kann und – anders als hier in § 1 (4) 
für den Normenkontrollrat vorgesehen - zu Zielen und Zwecken eines Entwurfs Stellung nehmen 
kann. Damit ist klar, dass ein Normenkontrollrat die Clearingstelle nicht ersetzen könnte, ohne 
wesentliche Bereiche von deren Tätigkeit aufzugeben. Klärungsbedürftig ist, wie der Erfüllungsauf-
wand der Wirtschaft parallel von Clearingstelle und Normenkontrollrat zu prüfen sei. Der Gesetz-
entwurf muss hierzu die tatsächlichen Wirkungsfelder beider Institutionen präzise definieren, um 
in der praktischen Umsetzung nicht zu Interessenkonflikten zu führen.  Methodisch würden die 
Arbeitsweisen der Clearingstelle Mittelstand gemäß Mittelstandsförderungsgesetz und eines Nor-
menkontrollrats gemäß vorliegendem Gesetzentwurf voneinander abweichen. Da allerdings ge-
mäß § 1 Abs. V alle Rechtsbereiche eröffnet werden, kann es zu deutlichen Vermischungen kom-
men. Ungeklärt ist an dieser Stelle das Verhältnis zum Rechnungshof, der ebenfalls ex ante oder 
ex post Erfüllungsaufwand prüfen kann. 
 
In § 1 Abs. V werden einige methodische Hinweise zum Prüfverfahren gegeben, in § 1 Abs. VI wird 
ein Digital-Check durchzuführen. An dieser Stelle wäre wichtig, dass die für den Normenkontrollrat 
maßgeblichen Prüfmethoden auch innerhalb der Landesregierung im gleichen Tenor geregelt wer-
den, insbesondere in der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Dies gilt beispielsweise für die in § 1 Abs. V Ziff. 5 und 6 genannte Fälle der Über-
erfüllung europa- und bundesrechtlicher Normen (Gold-Plating). 
 
  
§ 2 Begriffsbestimmungen und Arbeitsweise 
 
Hier wird eine Definition von „Erfüllungsaufwand“ zugrunde gelegt, von denen „Bürokratiekosten“ 
im Sinne von „Informationspflichten“ nur eine Teilmenge sind. Fraglich ist hier, ob man den gesam-
ten Erfüllungsaufwand abschätzen und bewerten kann, ohne dass man im Sinne von § 1 Abs. IV 
die angestrebten Zwecke und Ziele prüfen kann. Gerade in der Verfehlung gesetzter Ziele kann ein 
erheblicher Erfüllungssaufwand verborgen sein. Hieraus wird deutlich, dass ein solcher Normen-
kontrollrat nur eine eingeschränkte Wirkung entfalten kann. 
 
 
§ 3 Organisation des Normenkontrollrats 
 
Bei den Regelungen zur Berufung der Mitglieder ist zu hinterfragen, die Amtszeiten der sieben 
Mitglieder parallel laufen soll oder ob nicht eine Zeitversetzung der Amtszeiten sinnvoll ist, um eine 
kontinuierliche, aber auch anpassungsfähige Arbeitsweise zu gewährleisten. Wichtig könnte dies 
auch sein, um die angestrebte Unabhängigkeit in der Arbeit zu gewährleisten. Gelungen ist die 
Anknüpfung der Mitglieder an spezifische Kompetenzen und nicht an eine pauschale Beteiligung 
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von gesellschaftlichen Gruppen. Hierdurch werden gerade regulatorische Sonderwünsche von In-
teressengruppen außenvorgehalten und eine objektive Arbeit begünstigt.5 
 
In § 3 Abs. VII wird die Entscheidungsweise des Normenkontrollrats geregelt. Offen ist hier, ob die 
Abstimmungsergebnisse bekanntgegeben werden, wenn schon keine Sondervoten zulässig sein 
sollen. 
 
Dass Rechtsaufsicht und Sekretariat bei der Staatskanzlei angesiedelt sein sollen, ist auf den ersten 
Blick schlüssig. Zu prüfen wäre aber, ob nicht auch die Anbindung an ein für Staatsmodernisierung 
zuständiges Ressort, das nicht zwingend die Staatskanzlei sein muss, als Option mitgedacht wer-
den sollte. Es wäre zu diskutieren, ob solche regierungsinternen Organisationsentscheidungen 
durch den Gesetzgeber vorgeprägt werden sollten und damit die Organisationshoheit des Minis-
terpräsidenten eingeschränkt werden sollte. 
 
 
§ 4 Bereiche des Prüfungsrechts 
 
Hier fällt auf, dass sich das Prüfungsrecht auf Entwürfe von Landesgesetzen bezieht, die die Lan-
desregierung in den Landtag einzubringen plant. Nicht angedacht ist hingegen, dass auch solche 
Gesetzentwürfe geprüft werden, die aus dem Landtag selbst eingebracht worden sind. Nach den 
vorgeschlagenen Regelungen hätte der Landtag keine Möglichkeit, Prüfungen zu veranlassen und 
in das Beratungsverfahren zu integrieren. Richtig ist, dass Entwürfe nachfolgender nachrangiger 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften dem Prüfungsrecht unterliegen. Eine vorgelagerte Frage von 
Bürokratievermeidung und Staatsmodernisierung wäre an dieser Stelle, ob solche Vorschriften 
nicht bereits im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahren erarbeitet werden sollten, um Zeitverzö-
gerungen zwischen dem Inkrafttreten eines Gesetzes und der Ausarbeitung vollzugsrelevanter, 
nachgeordneter Vorschriften zu vermeiden. 
 
In § 4 Abs. III wird die Möglichkeit angesprochen, einen Praxis-Check durchzuführen. Auch hier 
stellt sich eine grundsätzliche Frage: Bleiben solche Praxis-Checks fakultativ, oder sollte man sich 
im Sinne einer konsequenten Staatsmodernisierungsstrategie nicht auf ohnehin verbindliche Pra-
xis-Checks festlegen? Solche Praxis-Checks lassen sich ohne die Normadressaten nicht sinnvoll 
durchführen. Insofern stellt sich bei wirtschaftsrelevanten Normen die Frage, ob nicht die bereits 
etablierte Clearingstelle Mittelstand hierfür die geeignete Stelle wäre, zumal diese mit solchen Ver-
fahren auch schon Erfahrungen aufgebaut hat. 
 
Um die Unabhängigkeit der Arbeit zu gewährleisten, ist die in § 4 Abs. IV vorgesehene Möglichkeit, 
auch aus eigener Initiative Prüfungen bestehender Normen durchzuführen, richtig. In Bezug auf 
die Clearingstelle Mittelstand, der eine solche Möglichkeit bislang fehlt, wird dies von den Beteilig-
ten schon seit mehreren Jahren eingefordert.  
 

 
5 Nikolai Dose, Stellungnahme zum Gesetz zur Errichtung eines Hessischen NKR, Drs. 21/481 vom 22.04.2024, 
S. 4: https://www.uni-due.de/imperia/md/content/politik/aktuelles/dose__2024__antrag_der_frak-
tion_der_fdp_auf_einrichtung_eines_hess._nkr_2.pdf  
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In § 4 Abs. VII wird geregelt, dass bei wesentlich mittelstandsrelevanten Normen oder Entwürfen 
die Clearingstelle Mittelstand zu beteiligen ist. Aus Sicht der Wirtschaft ist dies eine notwendige 
Regelung, um nicht von vornherein Zuständigkeitskonflikte anzulegen. Die Regelung wirft wie auch 
andere Stellen des Gesetzentwurfs die Frage auf, wie der Zeitablauf bei der Erstellung und Bera-
tung von Gesetzentwürfen sein soll. Bereits jetzt kommt es häufig dazu, dass Clearingverfahren 
der Clearingstelle Mittelstand parallel zu Verbändeanhörungen ablaufen. Dies führt zu einer Ent-
wertung der Verfahren. Sinnvoll wäre, wenn die Clearingstelle Mittelstand ihre Stellungnahme be-
reits vorgelegt hat, bevor der Normenkontrollrat sich mit einem – ggfs. bereits überarbeiteten – 
Normentwurf befasst.  
 
 
§ 5 Befugnisse des nordrhein-westfälischen Normenkontrollrats 
 
Die vorgesehene Möglichkeit, Anhörungen durchzuführen, Gutachten einzuholen und Sonderbe-
richte abzugeben, erscheint sinnvoll, da Normen nicht isoliert zu betrachten sind, sondern in Ihren 
Wirkungszusammenhängen. Eine ganzheitliche Betrachtung von Regelungszusammenhängen 
kann daher die Grundlage für konkrete Gesetzgebungstätigkeit oder für die Überarbeitung nach-
geordneter, umsetzungsrelevanter Normen sein.  
 
 
§ 6 Pflichten des nordrhein-westfälischen Normenkontrollrats 
 
Es ist nicht ersichtlich, warum die Stellungnahmen des Normenkontrollrats nicht öffentlich sein 
sollen. Sowohl die Clearingstelle Mittelstand als auch der Nationale Normenkontrollrat geben öf-
fentliche Stellungnahmen ab, die daher auch in das parlamentarische Beratungsverfahren einflie-
ßen können.  
 
 
§ 7 Evaluation 
 
Eine Evaluation wäre sinnvoll, allerdings sollte dabei vorab geklärt werden, ob es lediglich um eine 
Auswertung des Tätigkeitsumfangs geht, wie er in den jährlichen Tätigkeitsberichten abgebildet 
wird, oder ob darüber hinaus auch eine Wirksamkeitskontrolle erfolgt.  
 
 
Artikel 2 Änderung des Mittelstandsförderungsgesetzes 
 
§ 6 Clearingstelle Mittelstand und Mittelstandsverträglichkeitsprüfung 
 
Bislang ist die Überprüfung und Klärung der Mittelstandsverträglichkeit von Gesetzes- und Verord-
nungsvorhaben der Landesregierung vorgesehen, wenn „eine wesentliche Mittelstandsrelevanz 
gegeben ist“. Die Neuregelung sieht vor, das Wort „gegeben“ durch die Wörter „nicht ausgeschlos-
sen“ zu ersetzen. Diese Regelung stellt eine Verbesserung dar und trägt dem Umstand Rechnung, 
dass das Vorliegen einer Mittelstandsrelevanz umstritten sein kann oder schlichtweg nicht im Blick 
des federführenden Ressorts ist. So war im vergangenen Jahr die Änderung des kommunalen 
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Vergaberechts nicht Gegenstand eines Clearingverfahrens, möglicherweise weil es im Kontext ei-
nes Gesetzentwurfs stand, der ansonsten viele nicht mittelstandsrelevante Fragen umfasste. Die 
vorgeschlagene Formulierung würde die Sensibilität in den jeweiligen Ressorts stärken und der 
Clearingstelle eine bessere Handhabe geben, eine Mittelstandsverträglichkeitsprüfung einzufor-
dern. Der Vorschlag ist daher zu begrüßen. 
 
Im Hinblick auf § 6 Abs. II MFG wird unter Ziff. 4 eine Überprüfung und Klärung der Mittelstands-
verträglichkeit durch die Clearingstelle Mittelstand auch für solche Fälle festgeschrieben, in denen 
der Normenkontrollrat sein Prüfungsrecht ausübt und es sich dabei um Normen handelt, die eine 
wesentliche Mittelstandsrelevanz aufweisen. Entscheidet man sich für die Einrichtung eines Nor-
menkontrollrats, dann ist die vorgeschlagene Regelung folgerichtig. Denn auch wenn der Prüfungs-
bereich eines Normenkontrollrats anders als derjenige der Clearingstelle Mittelstand definiert 
wird, wird es im Alltag Schnittmengen geben. Hier ist unbedingt wichtig, dass die Clearingstelle 
Mittelstand zu wesentlich mittelstandsrelevanten Normen, mit denen der Normenkontrollrat sich 
befasst, Stellung nehmen kann und dass transparent ist, ob der Normenkontrollrat abweichende 
Positionen einnimmt. Ansonsten bestünde die Gefahr einer Kommentierungskonkurrenz, die 
beide Institutionen schwächen würde. Auf eine solche Verzahnung der Institutionen ist zu achten.  
 
 
§ 7 Beratung zu bestehenden Rechtsvorschriften mit wesentlicher Mittelstandsrelevanz 
 
§ 7 sieht vor, dass die Clearingstelle Mittelstand zu bestehenden Rechtsvorschriften ein Clearing-
verfahren durchführen, wenn die Beteiligten die Mittelstandsrelevanz bejahen und dies der Lan-
desregierung anzeigen. Bislang kann die Clearingstelle Mittelstand nur auf Ersuchen der Landes-
regierung tätig werden, wie dies zuletzt einige Male im Rahmen von sogenannten Werkstattgesprä-
chen geschehen ist. Die hier vorgeschlagene Regelung entspricht der langjährigen Forderung der 
Beteiligten der Clearingstelle Mittelstand und würde es endlich ermöglichen, dass diese aus eige-
nem Ermessen sich mit bestandsnormen befassen und Vorschläge vorlegen kann. Das würde die 
Möglichkeit eröffnen, Wirkungszusammenhänge von Normen ganzheitlich zu betrachten. Eine sol-
che Regelung würde auch zu einer wesentlichen Stärkung der Clearingstelle Mittelstand, wie sie im 
aktuellen Koalitionsvertrag vorgesehen ist. Allein schon diese redaktionell einfache Regelung 
würde die Institution dauerhaft stärken und neue Impulse zum Bürokratieabbau setzen.   
 
 

III. Fazit 
 
Der Gesetzentwurf stellt einen substantiellen und diskussionswürdigen Beitrag zu der aktuellen 
Debatte um Staatsmodernisierung und Bürokratieabbau dar. Die vorgesehenen Vorschläge zur 
Stärkung der Clearingstelle Mittelstand sind uneingeschränkt zu begrüßen, fügen sich problemlos 
in vorhandene Governance-Strukturen ein und entsprechen langjährigen Forderungen der nord-
rhein-westfälischen Wirtschaft. Dieser Lösungsansatz hat aus Sicht des nordrhein-westfälischen 
Handwerks Priorität. 
 
Die mögliche Einführung eines Normenkontrollrats eröffnet ein weiteres Feld der Diskussion, ins-
besondere im Hinblick auf die Bezüge zur Clearingstelle Mittelstand und zum 
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Landesrechnungshofs. Auch zeigen die Verweise auf Instrumente wie Praxis-Checks, Digital-
Checks oder ex-post-Evaluationen, dass einige vorgelagerte Fragen zu klären sind, etwa wie die 
Erarbeitung und Beratung von Gesetzentwürfen und nachgeordneten Normen ablaufen soll oder 
wie in der Gesetzgebungsarbeit eine systematische Bürokratievermeidung implementiert werden 
kann. Solche Fragestellungen wären parallel auch für die Regierungsorganisation zu klären. Inso-
fern ist wichtig, dass das institutionelle Arrangement friktionsfrei angelegt ist und zu effizienten 
und zielstrebigen Beratungsverfahren führt. Dabei ist auch wichtig zu klären, auf welche Informa-
tionen und Vorarbeiten der Landtag für seine Gesetzgebungstätigkeit zurückgreifen will.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 
 

 
Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke 
Hauptgeschäftsführer 


